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Referatsleiter: RD Dr. Schomburg

Betr.: Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern

hier: Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Januar 2003
(1 BvL 20199,1 BvR 933/01 - Anlage 1)

B-ezug: Dienstbesprechung bei Frau Ministerin am 20. März 2003

üuer FrauUALnlA ?{ l7LiY
Herrn AL t tf t 6
das KabinettreferaC

l-lerrn Staatssekretär

Frau Ministerin

mit der Bitte um Kenntnisnahme und Bill igung der Vorschläge

für das weitere Vorgehen (unter 1.3) vorgelegt.

Herr Parlamentarischer Staatssekretär hat Abdruck erhalten.
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t. Vermerk:

1 . Anlass der Vorlaqe

' :
Am 20. März 2003 fand eine Dienstbesprechung bei Frau Ministerin zu der Frage statt,

wie der Auftrag des Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil vom 29. Januar 2003

(1 BvL 2}lgg,1 BvR 933/01 -Anlage) umgesetäwerden kann, die tatsächliche Ent-

wrcklung zu beobachten (Leitsätze 3 und 4). Teilnehmer neben Frau Ministerin waren:

Herr AL l, Frau StAn Hubig und der Untezeichner. Mit dieser Vorlage sollen die we-

sentl ichen Ergebnisse der Besprechung zusammengefasst und ein Vorschlag für das

weitere Vorgehen vorgelegt werden.

Wesentl iche Ergebnisse der Dienstbesprechunq

Ausgangspunkt der Besprechung war die von Referat I A 2 in der vorangegangenen

Leitungsvorlage vertretene Ansicht, dass es zur Umsetzung des Urteils des Bundes-

verfassungsgerichts einer repräsentativen Elternbefragung bed ürfe, da die Jugend-

ärnter die erforderlichen Daten im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgabenstellung nicht

erheben können (Vorlage des Referats I A2vom 14. Februar 2003 - Anlage 2). Dazu

wurde zunächst erörtert, ob eine Befragung möglich sei und ggf. wie sie durchgeführt

werden könnte. Seitens der Abteilung t wurde folgender Weg für denkbar gehalten:

-  Um nicht , , ins Blaue hinein " ,  z.B.über Telefon, Personen ansprechen zu müs-

sen, könnte der Weg über die Jugendämter gewählt werden, die von den Stan-

desämtern über die Geburt eines Kindes nicht verheirateter Eltern unterrichtet

werden ($ 21b PSIG, S 279a Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre

Aufsichtsbehörden - DA).

- Um eine datenschutzrechtl ich bedenkliche Weitergabe der persönlichen Daten

der Eltern von den Jugendämtern an BMJ zu vermeiden, könnten die Jugend-

ämter mit den Fragebögen ausgestattet und gebeten werden, diese an die Eltern

weiterzuleiten.

In Fällen, in denen dern Jugendamt Name. und Anschrift des Vaters nicht bekannt

geworden ist, weil die Vaterschaft bei der Geburt noch nicht anerkannt war (siehe

2.
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$ 279a Satz 2 DA), wird die Mutter gebeten, einen Fragebogen an den Vater

weiterzuleiten.

Den Elter n wird freigestellt, den Fragebogen anonym oder unter Angabe ihres

Namens zu beantworten.

Frau Ministerin warf dazu die Frage auf, ob die Elternbefragung extern vergeben wer-

den müsste oder ob sie auch vom BMJ selbst - evtl. mit Hilfe einzelner dritter Perso-
- ( fiat^ ß 'l/ t^ ha bol^"' I A ,

nen - durchgeführt werden könnte.

?

Der Fragebogen wird vom BMJ erstellt, dass dabei durch einen Sozialwissen-

schaftler beraten und unterstützt wird, der über Erfahrungen mit empirischen

Untersuchungen verfügt (Gewährleistung der Repräsentativität und der notwen-

digen Sensibil i tät gegenüber den befragten Eltern). Dazu schließt BMJ rnit einem

noch auszuwählenden Sozialwissenschaftler (eventuell Universität Potsdam) ei-

nen Beratervertrag.

Die Versendung der Fragebögen an die Jugendämter erfolgt durch BMJ unter-

stützt durch ein oder mehrere Hilfskräfte. Die Mithilfe der Jugendämter wird über

die Jugendministerkonferenz oder BMFSFJ erbeten. Den Fragebögen werden

Rückumschläge mit der Angabe ,,Porto zahlt Ernpfängef' beigefügt.

Anmerkunq: Bei einer Fallerhebung über ein Quartal sind ausgehend von
den Zahlen des Statistischen Bundesamtes über neugeborene Kinder nicht
verheirateter Eltern knapp 46.000 Eltern zu befragen (Anlage 3).

Die Auswertung der Fragebögen erfolgt ebenfalls durch BMJ unterstützt durch

ein oder mehrere Hilfskräfte. Legt man die Erfahrungen der Proksch-Unter-

suchung zugrunde, kann mit einem Rücklauf von 20 % der Fragebögen gerech-

net werden.

Anmerkung: Zu klären bleibt, ob der Sozialwissenschaftler. auch bei der
Auswertung beratend und unterstützend beteiligt sein soll.

Weiteres Vorgehen

Unterzeichner hat über das Vorhaben erste Gespräche mit Referat R B 7 (RD Wein-

borner) und AS Kinci (RIOLG Carl) geführt. Es wird vorgeschlagen, nunmehr wie folgt
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weiter zu verfahren:

Das Referat R B 7 (Rechtstatsachenforschung) wird gebeten, das Konzept dar-

auf zu prüfen, ob es praktikabel und im Vergleich zu einer externen Vergabe fi-

nanziell sinnvoll ist.

Referat I A2 sondiert, wer als beratender Sozialwissenschaftler in Betracht

kommt. Erste Überlegungen dazu sind gemeinsam mit AS Kind und R B 7 ange-

stellt worden.

l l. Abdruck unmittelbar:
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Frau RinLG Dr. Höf/elmann

mit der Bitte um Kenntnisnahme.
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